
 

 

 

 

 

 

Antragsbuch 
Ordentlicher Bezirkskongress am 6. Juni 2014 in Jüchen 
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Der Bezirkskongress möge beschließen: 

 

Deutschland als Zuwanderungsland 1 

Die Bevölkerung Deutschlands nimmt kontinuierlich ab. Laut der 12. koordinierten 2 

Bevölkerungsvorausberechnung aus dem Jahr 2009 werden in Deutschland im Jahr 2050 3 

zwischen 70 und 75 Millionen Menschen leben. Ein immer größerer Teil davon wird nicht 4 

mehr im erwerbsfähigen Alter sein, wodurch nicht zuletzt die Lasten in den sozialen 5 

Sicherungssystemen wachsen werden. 6 

Um dieser Entwicklung zu begegnen fordern wir eine aktive Zuwanderungspolitik mit dem 7 

Ziel, die Altersstruktur dauerhaft auf einem stabilen Niveau zu halten. Im Unterschied zur 8 

Zuwanderungspolitik der 1960er-Jahre möchten wir die Zuwanderer aber nicht als 9 

Gastarbeiter verstehen, sondern sie dauerhaft willkommen heißen und von Anfang an ihre 10 

Integration fokussieren. 11 

Die neue Zuwanderungspolitik soll auf drei Säulen aufbauen: 12 

1. Weniger Hürden in der Zuwanderung 13 

Wir möchten, dass möglichst jeder Mensch nach Deutschland kommen darf, der der 14 

positiven Entwicklung Deutschlands behilflich sein kann. Vor allem betrifft dies Ausländer, 15 

die in Deutschland arbeiten möchten. Wir möchten daher allen Ausländern, die eine 16 

sozialversicherungspflichtige Beschäftigung nachweisen können und voraussichtlich 17 

dauerhaft nicht auf Sozialleistungen angewiesen sind, erlauben nach Deutschland zu 18 

kommen. 19 

Die Erfahrung hat gezeigt, dass für die dauerhafte erfolgreiche Integration in Deutschland 20 

gewisse Sprachkenntnisse erforderlich sind. Mögliche Zuwanderer müssen daher 21 

nachweisen, dass sie über ein ausreichendes Sprachniveau verfügen, um im Alltag 22 

zurechtzukommen. Nach ihrer Ankunft in Deutschland müssen sie ihr Sprachniveau 23 

schrittweise verbessern und hierzu verpflichtende Prüfungen ablegen. Hierzu soll in 24 

Zusammenarbeit mit dem Goethe-Institut ein Ausbildungsprogramm erarbeitet werden, das 25 

im Ausland begonnen und dann in Deutschland fortgeführt werden kann. 26 

2. Verstärkte Ausbildung von Ausländern in Deutschland 27 

Deutschland ist ein attraktiver Ausbildungsstandort. Durch die doppelten Abiturjahrgänge 28 

wurden in den vergangenen Jahren einige Kapazitäten aufgebaut, die in wenigen Jahren 29 
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nicht mehr ausgelastet werden. Diese Chance sollte genutzt werden, um verstärkt Ausländer 30 

in Deutschland auszubilden. 31 

Hierunter ist aber nicht nur die akademische Ausbildung zu fassen, gefragt ist auch eine 32 

verstärkte Ausbildung von Ausländern als Fachkräfte durch die Wirtschaft. Die Ausweitung 33 

des in Deutschland üblichen dualen Ausbildungssystems ins Ausland gibt internationalen 34 

Unternehmen die Chance, die Ausbildung von Ausländern in deren Heimatländern zu 35 

beginnen und sie dort auf die weitere Ausbildung in Deutschland vorzubereiten. 36 

Im Hinblick auf die hohe Jugendarbeitslosigkeit in weiten Teilen Südeuropas möchten wir die 37 

deutsche Wirtschaft ermutigen, für die dortigen Jugendlichen Ausbildungs- und 38 

Beschäftigungsmöglichkeiten in Deutschland zu schaffen. 39 

Um den Einstieg in einer Ausbildung in Deutschland zu erleichtern fordern wir 40 

Fördermöglichkeiten wie ein spezielles Bafög, bei dem Auszubildende zunächst für eine 41 

Sprachausbildung nach Deutschland kommen können, um danach eine Berufsausbildung 42 

oder ein Studium in Deutschland zu beginnen. 43 

3. Mehr Deutschland-Fans 44 

Deutschland ist das coolste Land der Welt. Trotzdem verlassen jedes Jahr viele Menschen 45 

unser Land. 46 

Wir müssen mehr dafür tun, die Attraktivität Deutschlands zu steigern, damit mehr Menschen 47 

in Deutschland bleiben wollen. Viele Studenten ziehen nach ihrem Studium zurück in ihr 48 

Heimatland oder suchen das Abenteuer in einem weiteren Land. Dem kann entgegengewirkt 49 

werden, wenn sie in Deutschland attraktive Bedingungen z.B. zur Unternehmensgründung 50 

finden, aber auch wenn sie durch frühzeitige Integration in den Arbeitsmarkt eine attraktive 51 

Zukunft in Deutschland geboten bekommen. 52 

Gerade für Hochschulabsolventen ist das Steuersystem ein wichtiger Faktor bei der 53 

Standortentscheidung. Wir möchten das Steuersystem in Deutschland attraktiver gestalten 54 

und so mehr Unternehmensgründern aber auch Arbeitnehmern die Entscheidung für eine 55 

Tätigkeit in Deutschland vereinfachen. 56 
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Der Bezirkskongress möge beschließen: 

 

Verantwortungsvoller Umgang mit RFID-Chips 1 

Die Jungen Liberalen sehen Fortschritt positiv. Für uns sind technische Innovationen 2 

zuallererst eine Chance. Wir sind uns aber auch bewusst, dass wir für neue Technologien 3 

auch neue rechtliche Rahmenbedingungen benötigen.  4 

Dazu fordern wir konkret im Umgang mit RFID die folgenden Punkte: 5 

Der Austausch von Kundendaten über RFID-Chips muss standardmäßig verschlüsselt 6 

stattfinden. Eine unverschlüsselte Übertragung von Daten über vergangene Einkäufe wie es 7 

beispielsweise beim Sparkassenangebot girogo vorgesehen ist lehnen wir ab. Gerade die 8 

Anbieter von alternativen Bezahlkonzepten haben eine besondere Verpflichtung zum 9 

Datenschutz. 10 

Unternehmen haben beim Verkauf von Produkten an Privatkunden die Benutzung von RFID-11 

Chips oder ähnlichen Bauelementen explizit auszuweisen. Insbesondere gilt dies bei Chips 12 

die in Materialien eingelassen oder sonst unkenntlich gemacht worden sind und damit für 13 

den durchschnittlichen Konsumenten unauffindbar sind.  14 

Da sich RFID-Chips nicht ausschalten lassen müssen Hinweise zur Entfernung oder 15 

Zerstörung gegeben werden. Weiterhin muss darauf hingewiesen werden, dass sich solche 16 

Chips auch ohne das Wissen der betroffenen Personen auslesen lassen. Wenn möglich 17 

sollen auf RFID-Chips keinerlei Daten gespeichert werden die eine Identifikation der 18 

betroffenen Person für Außenstehende erlauben. 19 

Es ist Aufgabe der Politik die Forschung nach Sicherheitslücken zu unterstützen und 20 

international auf eine Vereinigung der RFID-Standards hinzuarbeiten. 21 

Begründung: 22 

RFID ist eine Form der drahtlosen Übertragung von Daten. RFID-Chips sind Chips die zwar 23 

senden und empfangen können aber i.d.R. keine eigene Stromversorgung besitzen. Der 24 

Vorteil dieser Chips liegt in ihren vergleichsweise geringen Kosten, ihrer kleinen Größe und 25 

der langen Haltbarkeitsdauer. 26 

RFID-Chips sind ohne dass wir es wahrnehmen weit verbreitet. Schon heute ist in jedem 27 

Personalausweis ein RFID-Chip enthalten und auch zur Identifikation von Haustieren werden 28 
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RFID-Chips benutzt. Im größeren kommerziellen Maßstab wird RFID schwerpunktmäßig im 29 

Bereich Logistik sowie in der Automobilindustrie verwendet. 30 

RFID-Chips senden nicht selbstständig. Doch kann man sie mit entsprechendem Equipment 31 

auslesen. Jeder einzelne Chip hat eine eindeutige Kennnummer an der er jederzeit zu 32 

identifizieren ist. Ohne externe Energieversorgung haben die RFID-Chips nur eine sehr 33 

begrenzte Reichweite. 34 

Problematisch ist, dass sich theoretisch falls jemand an einer größeren Zahl an Punkten 35 

RFID-Daten ausliest sehr akkurate Bewegungsprofile erstellen lassen. Gleichzeitig lassen 36 

sich unter Umständen persönliche Daten, wenn sie einmal auf einem solchen Chip 37 

gespeichert wurden, jederzeit von Fremden in der Nähe auslesen. 38 

RFID-Chips haben sehr unterschiedliche Reichweiten. Mit Batterien ausgestattete Module 39 

können einige hundert Meter weit senden, passive Module maximal 10-15m weit. Die 40 

meisten seriell produzierten RFID-Chips haben eine Reichweite von <3m, die in 41 

Bezahlkarten eingesetzten Chips haben Reichweite um die 15cm. 42 

Grundsätzlich ist es potentiell deutlich schwieriger RFID-Module mit geringer Reichweite 43 

ohne das Wissen der betroffenen Personen auszulesen. Dafür erlauben solche Module aber 44 

wenn sie ausgelesen werden eine sehr genaue Positionsbestimmung. 45 
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Der Bezirkskongress möge beschließen: 

 

Basisdemokratie, Identifikation & Effizienz – Strukturreform für 1 

NRW 2 

Wir JuLis fordern eine grundlegende Strukturreform für NRW. Die 2 Landschaftsverbände 3 

sowie die 5 Regierungsbezirke sind aufzulösen. 4 

 5 

An ihre Stelle treten 3 Regionalverbände. Die Aufgaben der Landschaftsverbände und der 6 

Regierungsbezirke sollen entweder auf die Landes-, die Regionalverbands- oder die 7 

kommunale Ebene verlagert werden. Die folgenden drei Regionalverbände sind vorgesehen: 8 

 9 

Einer der drei Regionalverbände soll der bereits bestehende Regionalverband Ruhr sein, 10 

dessen Kompetenzen entsprechend aufgewertet werden sollen. Seine Hauptstadt bleibt 11 

Essen und ihm gehören die folgenden Kreise / kreisfreien Städte an: 12 

Bochum, Bottrop, Dortmund, Duisburg, Ennepe-Ruhr-Kreis, Essen, Gelsenkirchen, Hagen, 13 

Hamm, Herne, Mülheim an der Ruhr, Oberhausen, Recklinghausen, Unna und Wesel. 14 

 15 

Der Regionalverband Rheinland soll Köln als Hauptstadt haben und die dort bereits 16 

vorhandene Infrastruktur des Landschaftsverbands Rheinland nutzen. Ihm gehören die 17 

folgenden Kreise / kreisfreien Städte an: 18 

Aachen, Bonn, Düren, Düsseldorf, Euskirchen, Heinsberg, Kleve, Köln, Krefeld, Leverkusen, 19 

Mettmann, Mönchengladbach, Oberbergischer Kreis, Remscheid, Rheinisch-Bergischer 20 

Kreis, Rhein-Erft-Kreis, Rhein-Kreis Neuss, Rhein-Sieg-Kreis, Solingen, Viersen, Wesel und 21 

Wuppertal. 22 

 23 
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Der Regionalverband Westfalen-Lippe soll Münster als Hauptstadt haben und die dort bereits 24 

vorhandene Infrastruktur des Landschaftsverbands Westfalen-Lippe nutzen. Ihm gehören die 25 

folgenden Kreise / kreisfreien Städte an: 26 

Bielefeld, Borken, Coesfeld, Gütersloh, Herford, Hochsauerlandkreis, Höxter, Lippe, 27 

Märkischer Kreis, Minden-Lübbecke, Münster, Olpe, Paderborn, Siegen-Wittgenstein, Soest, 28 

Steinfurt, Warendorf. 29 

 30 

 31 

Jeder Regionalverband soll sein eigenes Regionalparlament haben. Dieses soll von den 32 

Bürgern im Zuge der Kommunalwahl direkt gewählt werden. 33 
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Der Bezirkskongress möge beschließen: 

 

Vergabe von Studienplätzen 1 

Das föderalistische Bildungssystem der Bundesrepublik Deutschland führt zu großen 2 

Unterschieden zwischen den Bildungsabschlüssen der einzelnen Bundesländer, welche 3 

dadurch als Zugangsberechtigungen für das Hochschulstudium nicht vergleichbar sind. Des 4 

Weiteren sind die erlangten Abschlussnoten massiv abhängig von der entsprechenden 5 

Lehrkraft. 6 

 7 

Die erlangte Schulbildung erfasst ein sehr weites Spektrum von Fachbereichen. In den 8 

meisten Studiengängen ist jedoch nur ein Bruchteil dieser Fachbereiche von Relevanz. 9 

Fachbereiche, ohne Bezug zum Studienfach, sollten keinerlei Einfluss auf die Vergabe von 10 

Studienplätzen haben. Weiterhin werden durch den Notendurchschnitt des Abiturs andere 11 

essentielle Kompetenzen für das Studium oder den Beruf in keiner Weise widergespiegelt. 12 

Aus diesem Grund lehnen die Jungen Liberalen den Numerus Clausus als einziges 13 

Hauptkriterium zur Vergabe von Studienplätzen ab.  14 

 15 

Stattdessen fordern die Jungen Liberalen einen Test als Hauptkriterium zur Vergabe von 16 

Studienplätzen. Dieser Test sollte neben allgemeinem und studiengangspezifischem 17 

Grundwissen auch Softskills überprüfen. Studienbewerber können so besser miteinander 18 

verglichen werden und erhalten die Möglichkeit unabhängig von der schulischen Arbeit in 19 

einem autonomen Lernprozess auf das Studium vorzubereiten. 20 

Der Test soll durch Punktevergabe nach einem speziellen Punktesystem bewertet werden, 21 

sodass die Ergebnisse vergleichbar werden. 22 

Die erreichte Punktzahl sollte mit dem Abiturdurchschnitt im Verhältnis 2:3 verrechnet 23 

werden, um die schulischen Noten nicht zu entwerten. Der resultierende Wert soll als 24 

Hauptkriterium zur Vergabe der Studienplätze dienen. 25 

 26 

In einem Pilotprojekt in einem Studiengang sollte dieses Verfahren getestet werden, um 27 

dessen Umsetzbarkeit festzustellen und Optimierungsmöglichkeiten zu finden. 28 
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Der Bezirkskongress möge beschließen: 

 

Atommüllendlagerung dauerhaft sicherstellen 1 

Die Jungen Liberalen stehen zum Atomausstieg. Es ist uns ein besonderes Anliegen, dass 2 

die Altlasten aus der Nutzung der Kernspaltung auch langfristig sicher gelagert werden. 3 

Daher begrüßen wir den Vorstoß der Atomkraftwerkbetreiber zur Gründung einer Stiftung mit 4 

der Aufgabe, die Endlagerung des Atommülls sicherzustellen. 5 

Die zivile Nutzung der Kernspaltung zur Energiegewinnung war immer auch eine politische 6 

Entscheidung, wir sehen daher auch die Bundesrepublik Deutschland in einer gewissen 7 

Verantwortung, insbesondere in Bezug auf die Ewigkeitskosten. 8 

Die Bundesrepublik verfügt mit den Energiewerken Nord bereits über ein bundeseigenes 9 

Unternehmen, das den Rückbau der ostdeutschen Atomkraftwerke sowie staatlicher 10 

Forschungseinrichtungen durchführt und ein eigenes Zwischenlager betreibt. Die Bündelung 11 

des vorhandenen Knowhows sehen wir als Chance die Kosten zu senken und eine langfristig 12 

sichere Lösung zu entwickeln. 13 

Analog zum Vorgehen beim Ausstieg aus dem Steinkohleabbau fordern wir daher die 14 

Industrie dazu auf, gemeinsam mit der Bundesrepublik eine Stiftung zu gründen, die aus 15 

ihrem Stiftungsvermögen langfristig die Endlagerung des deutschen Atommülls finanziert. 16 

Auch der Betrieb der Endlager könnte aus unserer Sicht durch die Stiftung erfolgen. 17 

Den Rückbau der Atomkraftwerke durch ebendiese Stiftung vorzunehmen erachten wir 18 

ebenso als sinnvoll, die Kosten sollten dann aber vom jeweiligen Atomkraftwerkbetreiber 19 

direkt getragen werden. 20 
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